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Mögliche Auswirkungen der Abschaffung der telefonischen Krankschreibung auf Be-
schäftigte und Hausarztpraxen in Nordrhein-Westfalen 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die Bundesregierung plant, die telefonische Krankschreibung abzuschaffen. Zudem soll künf-
tig bereits ab dem ersten Krankheitstag eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vorgelegt wer-
den müssen. Bislang handelt es sich um einen Beschluss des Koalitionsausschusses. Nach 
der derzeitigen Regelung können Hausärzte bekannte Patienten bei Erkrankungen ohne 
schwere Symptome für bis zu fünf Kalendertage telefonisch krankschreiben. Die Entscheidung 
liegt dabei im Ermessen des Arztes. Die Regelung soll insbesondere unnötige Praxisbesuche 
vermeiden und Arztpraxen entlasten. 
 
Der Bundesvorsitzende des Hausärztinnen- und Hausärzteverbandes warnte gegenüber MDR 
AKTUELL vor Millionen zusätzlichen Patienten in den Arztpraxen.1 Dadurch könne insbeson-
dere die Versorgung schwer erkrankter Menschen erschwert werden. Auch der Hausärztin-
nen- und Hausärzteverband Nordrhein rechnet mit einer erheblichen zusätzlichen Belastung. 
Dessen stellvertretender Vorstandsvorsitzender Manfred Imbert erklärte gegenüber dem 
WDR, der zu erwartende Mehraufwand durch zusätzliche Patienten werde für die Praxen nur 
schwer zu bewältigen sein.2 
 
Für Beschäftigte stellt sich zudem die Frage, ob sie am ersten Krankheitstag rechtzeitig einen 
Arzttermin erhalten können. Vor diesem Hintergrund ist zu klären, welche Auswirkungen die 
geplanten Änderungen auf Arbeitnehmer sowie auf die hausärztliche Versorgung in  
Nordrhein-Westfalen haben werden. 
 
 
Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat die Kleine Anfrage 8391 mit Schreiben 
vom 24. August 2026 namens der Landesregierung beantwortet. 
 
 

 
1 https://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/politik/hausaerzte-telefonische-krankschreibung-tele-
fon-au%2Ckrankschreibung-162.html 
2 https://www1.wdr.de/politik/politik-in-nrw/reform-attest-krankschreibung-bundesregierung-100.html 
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1. Mit wie vielen zusätzlichen persönlichen Arztkontakten in Hausarztpraxen in Nord-
rhein-Westfalen rechnet die Landesregierung infolge der geplanten Neuregelung? 

 
Diese Information liegt der Landesregierung nicht vor.  
 
 
2. In welchen Regionen Nordrhein-Westfalens erwartet die Landesregierung infolge 

der geplanten Neuregelung besondere Belastungen für Hausarztpraxen? 
 
Es ist davon auszugehen, dass alle hausärztlichen Praxen eine Mehrbelastung erfahren, so-
fern keine digitalen bzw. telemedizinischen Regelungen getroffen werden oder andere Entlas-
tungen der Arztpraxen erfolgen (z. B. durch Abbau von Bürokratie). Besonders die Hausarzt-
praxen, die in einer Region angesiedelt sind, die bereits heute schon eine drohende Unterver-
sorgung oder Versorgungslücke aufweist, könnten stärker von den negativen Auswirkungen 
der Neuregelung betroffen sein. 
 
 
3. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung zu dem Risiko vor, dass Be-

schäftigte in Nordrhein-Westfalen keinen Arzttermin am ersten Krankheitstag er-
halten? 

 
Der Landesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor.  
 
 
4. Mit wie vielen zusätzlichen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen rechnet die Lan-

desregierung für ihre eigenen Beschäftigten infolge der geplanten Neuregelung? 
 
Der Landesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. 
 
 
5. Welche Maßnahmen plant die Landesregierung zur Begrenzung zusätzlicher Be-

lastungen für Hausarztpraxen in Nordrhein-Westfalen? 
 
Die Schaffung von Rahmenbedingungen der ambulanten ärztlichen Versorgung liegt grund-
sätzlich in der Zuständigkeit des Bundes bzw. der Selbstverwaltung. 
 
Das Land Nordrhein-Westfalen spricht sich jedoch für einen konsequenten Abbau von büro-
kratischen Anforderungen aus, sofern sie nicht dem Patientinnen- und Patientenschutz dienen, 
sowie für die Etablierung einer interprofessionellen Primärversorgung. 


